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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Richtlinie des Rates über die von den Mitgliedstaaten 
vorzunehmenden Kontrollen der Maßnahmen, die Bestandteil des 
Finanzierungssystems des Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds 
für die Landwirtschaft sind 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments 1 ), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Nach Artikel 8 der Verordnung (EWG) Nr. 729/70 
über die Finanzierung der gemeinsamen Agrarpoli- 
tik 2 ), zuletzt geändert durch Verordnung (EWG) Nr. 
2788/72 8 ) treffen die Mitgliedstaaten die erforder- 
lichen Maßnahmen, um sich zu vergewissern, daß 
die durch den Fonds finanzierten Maßnahmen tat- 
sächlich und ordnungsgemäß durchgeführt worden 
sind, um Unregelmäßigkeiten zu verhindern und zu 
verfolgen sowie die infolge von Unregelmäßigkei- 
ten oder Versäumnissen abgeflossenen Beträge wie- 
der einzuziehen. 

Die Kontrolle der Geschäftsunterlagen der begün- 
stigten oder Zahlungspflichtigen Unternehmen stellt 
ein sehr wirksames Mittel zur Kontrolle der Maß- 
nahmen dar, die Bestandteil des Finanzierungs- 
systems des EAGFL, Abteilung Garantie, sind; es 
empfiehlt sich daher, diese Kontrolle in der gesam- 
ten Gemeinschaft einzuführen und dabei eine Min- 
destzahl an Kontrollen, die von den Mitgliedstaaten 
durchzuführen sind, vorzusehen. 


Die der Kontrolle dienenden Dokumente müssen 
derart bestimmt werden, daß sie eine vollständige 
Kontrolle der betreffenden Tätigkeit der Unterneh- 
men gestatten. 

Es obliegt in erster Linie den Mitgliedstaaten, 
Häufigkeit und Umfang dieser Kontrollen vor allem 
nach der Art der unter ihrer Verantwortung durch- 
geführten Geschäfte zu bestimmen. Es ist jedoch 
angezeigt, in Fällen, die aufgrund ihres finanziellen 
Umfangs von besonderer Bedeutung sind, eine Min- 
desthäufigkeit der Kontrollen der Geschäftsunter- 
lagen vorzusehen. 

Die Kontrolle der besonderen Bestandsbuchfüh- 
rung der Unternehmen ist durch Vergleich dieser 
Buchführung mit anderen Unterlagen, die eine Nach- 
prüfung ihrer Richtigkeit ermöglichen, zu ergänzen. 

Es müssen die Befugnisse der mit diesen Kontrol- 
len beauftragten Personen und die Verpflichtung 
der Unternehmen, die Geschäftsunterlagen während 
eines bestimmten Zeitraums zu ihrer Verfügung zu 
halten, festgelegt werden. Insbesondere muß die 
Möglichkeit vorgesehen werden, in gewissen Fällen 
Geschäftsunterlagen zu beschlagnahmen. 

Um der internationalen Struktur des Agrarhan- 
dels Rechnung zu tragen, muß eine gewisse Zusam- 
menarbeit zwischen den Mitgliedstaaten eingerichtet 
werden. 


') 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 94 
vom 28, April 1970, S. 13 

3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 295 
vom 30. Dezember 1972, S. 1 
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Es empfiehlt sich, einen Informationsaustausch auf 
Gemeinschaftsebene einzurichten, damit die Ergeb- 
nisse der Anwendung dieser Richtlinie wirksamer 
ausgewertet werden können. 

Das Handels- und Gewerbegeheimnis der kontrol- 
lierten Unternehmen muß gewahrt werden. 

Die Mitgliedstaaten müssen in Anwendung dieser 
Richtlinie ein neues Kontrollsystem einführen, das 
insbesondere die Ausbildung eigens dafür geschul- 
ter Prüfer erfordert; es ist daher angezeigt, eine 
Übergangsperiode vorzusehen, während der die Zahl 
der Kontrollen begrenzter sein kann — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Diese Richtlinie betrifft die Kontrolle der tatsäch- 
lichen und ordnungsgemäßen Durchführung der 
Maßnahmen, die Gegenstand des Finanzierungs- 
systems des EAGFL, Abteilung Garantie sind, 
anhand der Geschäftsunterlagen der Begünstig- 
ten oder Zahlungspflichtigen, nachstehend Unter- 
nehmen genannt. 

2. Als Geschäftsunterlagen im Sinne dieser Richt- 
linie gelten sämtliche Bücher, Register, Aufzeich- 
nungen und Belege, die Buchhaltung sowie die 
die. Geschäftstätigkeit des Unternehmens betref- 
fende Korrespondenz. 


Artikel 2 

1 . Unbeschadet der Stichprobenkontrollen oder Son- 
derkontrollen, die die Mitgliedstaaten insbeson- 
dere bei vermuteten Unregelmäßigkeiten durch- 
führen, prüfen die Mitgliedstaaten die Geschäfts- 
unterlagen der Unternehmen in einem Umfang 
und einer Häufigkeit, die von den zuständigen 
Behörden der Mitgliedstaaten unter Berücksichti- 
gung der Art zu prüfenden Geschäfte bestimmt 
werden. 

2. übersteigen in einem Unternehmen die Einnah- 
men oder Zahlungen oder die Summe dieser bei- 
den Posten im Rahmen des Finanzierungssystems 
des EAGFL, Abteilung Garantie, in einem Jahr 
den Betrag von 100 000 RE, so werden die Ge- 
schäftsunterlagen mindestens alle zwei Jahre 


geprüft. Die Prüfung erstreckt sich dabei auf 
einen angemessenen Zeitraum nach Wahl der 
zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten. 

Artikel 3 

Haben die Unternehmen gemäß den Gemeinschafts- 
oder einzelstaatlichen Bestimmungen eine besondere 
Bestandsbuchführung, so umfaßt deren Kontrolle in 
geeigneten Fällen einen Bereich mit den Geschäfts- 
unterlagen und gegebenenfalls den Lagerbeständen 
des Unternehmens. 

Artikel 4 

Die Mitgliedstaaten sehen vor, daß die Unternehmen 
die in Artikel 1 Abs. 2 genannten Geschäftsunter- 
lagen mindestens fünf Jahre aufbe wahren. 

Artikel 5 

1. Die Mitgliedstaaten treffen alle zweckdienlichen 
Maßnahmen, damit die mit der Kontrolle beauf- 
tragten Bediensteten Zugang zu den Räumen und 
den Geschäftsunterlagen der Unternehmen erhal- 
ten. 

2. Die Mitgliedstaaten sehen vor, daß sich die mit 
der Kontrolle beauftragten Bediensteten Auszüge 
oder Kopien der in Absatz 1 genannten Unterla- 
gen anfertigen lassen können. 

Artikel 6 

Besteht der Verdacht, daß das kontrollierte Unter- 
nehmen eine Unregelmäßigkeit begangen hat, die 
zur Einleitung eines Straf- oder Verwaltungs Verfah- 
rens führen kann, so sind die mit der Kontrolle 
beauftragten Personen ermächtigt, die betreffenden 
Geschäftsunterlagen zu beschlagnahmen oder sie 
von dazu befugten Personen beschlagnahmen zu las- 
sen. 

Artikel 7 

Die Mitgliedstaaten leisten sich gegenseitig die er- 
forderliche Amtshilfe, um die in Artikeln 2 und 3 vor- 
gesehenen Kontrollen in den Fällen durchzuführen, 
in denen ein Unternehmen in einem anderen Mit- 
gliedstaat als dem Mitgliedstaat niedergelassen ist, 
in dem die Zahlung oder Erhebung der betreffenden 
Beträge erfolgt ist oder hätte erfolgen müssen. 



Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 23. August 1976 -14- 680 70 - E - Ag 66/76: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 2. August 1976 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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Artikel 8 

1 . Die Mitgliedstaaten widmen der Anwendung 
dieser Richtlinie ein besonderes Kapitel in den 
nach Artikel 4 Abs. 3 der Verordnung (EWG) Nr. 
729/70 zu erstellenden Berichten. 

2. Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission 
auf Antrag die Kontrollberichte für bestimmte 
Sektoren oder Geschäfte. 


Artikel 9 

1. Die Informationen, die im Rahmen der in dieser 
Richtlinie vorgesehenen Kontrollen eingeholt 
werden, unterliegen dem Berufsgeheimnis. Sie 
können nicht an andere als diejenigen Personen 
weitergegeben werden, die auf Grund ihrer Tä- 
tigkeit in den Mitgliedstaaten oder in den Orga- 
nen der Gemeinschaften dazu berufen sind, sie zu 
erfahren. 

2. Im Informationsaustausch zwischen den Mitglied- 
staaten sowie zwischen diesen und der Kommis- 
sion werden Angaben, die das Handels- oder 
Gewerbegeheimnis der Unternehmen berühren, 
nur insoweit übermittelt, als ihre Mitteilungen 
für die Durchführung der in dieser Richtlinie 
genannten Kontrollen erforderlich ist. 


Artikel 10 

Während der drei ersten Jahre, die auf das in Arti- 
kel 11 vorgesehene Jahr der Anwendung dieser 
Richtlinie folgen, kann die Kontrolle nach Artikel 2 
Abs. 2 nach Wahl der Mitgliedstaaten begrenzt wer- 
den 

— auf Unternehmen, bei denen der in dieser Bestim- 
mung genannte Betrag mindestens 250 000 Rech- 
nungseinheiten beträgt, oder 

— auf eine repräsentative Zahl der in Artikel 2 
Abs. 2 genannten Unternehmen; diese Zahl darf 
nicht weniger als ein Drittel der von der genann- 
ten Bestimmung betroffenen Unternehmen betra- 
gen. 


Artikel 11 

Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maß- 
nahmen, um dieser Richtlinie binnen zwölf Monaten 
nach ihrer Bekanntgabe nachzukommen, und unter- 
richten hierüber unverzüglich die Kommission. 

Artikel 12 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 
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Begründung 


Es hat sich herausgestellt, daß die Mitgliedstaaten 
bei der Kontrolle der begünstigten oder Zahlungs- 
pflichtigen Unternehmen im Rahmen des Finanzie- 
rungssystems des EAGFL von einem Land zum 
anderen sehr unterschiedlich Vorgehen, vor allem 
was die Prüfung anhand der Geschäftsunterlagen 
und der Buchführung der Unternehmen angeht. Wäh- 
rend diese Art der Kontrolle in einigen Mitglied- 
staaten bereits recht verbreitet ist, wird sie von 
anderen gar nicht oder nur in ganz begrenztem Um- 
fang, vor allem im Fall vermuteter Unregelmäßig- 
keiten, verwendet. 

Die Untersuchung der der Kommission von den Mit- 
gliedstaaten gemäß Artikel 3 der Verordnung (EWG) 
Nr. 283/72 *) mitgeteilten Unregelmäßigkeiten zeigt 
jedoch, daß die meisten Unregelmäßigkeiten auf 
Grund von Kontrollen der Unternehmen anhand 
ihrer sämtlichen Geschäftsunterlagen, insbesondere 
der Buchführung, der Korrespondenz und aller ande- 
ren Unterlagen, die etwas über ihre Geschäftstätig- 
keit aussagen, aufgedeckt wurden. Außerdem sind 
die Zahl der aufgedeckten Unregelmäßigkeiten und 
die anschließend zugunsten des EAGFL wiederein- 
gezogenen Beträge in den Mitgliedstaaten mit einem 
System zur Kontrolle der Geschäftsunterlagen der 
Unternehmen weit höher als in den Mitgliedstaaten, 
die nicht über ein entsprechendes Kontrollsystem 
verfügen 2 ). 

Es ist daher angezeigt, diese Kontrollen in allen 
Mitgliedstaaten der Gemeinschaft vorzusehen, um 
die EAGFL-Mittel besser zu schützen und die Be- 
kämpfung der Unregelmäßigkeiten im Agrarsektor 


zu verstärken. Diese Maßnahme entspricht auch dem 
Wunsch der Besonderen Untersuchungsgruppe, die 
ebenfalls auf die Bedeutung hingewiesen hat, die 
sie der allgemeinen Einführung der Prüfung der 
Geschäftsunterlagen und der Buchführung beimißt. 

Der Richtlinienvorschlag sieht daher die Verpflich- 
tung für die Mitgliedstaaten vor, eigenverantwort- 
lich und in einem von ihnen den Umständen ent- 
sprechend bestimmten Ausmaß und Rhythmus die 
Kontrolle der Geschäftsunterlagen der Unternehmen 
vorzunehmen, die Begünstigte oder Zahlungspflich- 
tige im Rahmen des Finanzierungssystems des 
EAGFL sind. Ferner ist eine gemeinschaftliche Min- 
destgrenze vorgesehen, ab welcher diese Kontrolle 
zwingend vorgeschrieben ist. 

Für die Anlaufzeit der neuen Kontrolle wird diese 
Verpflichtung auf einen Teil der betroffenen Unter- 
nehmen begrenzt, um den Mitgliedstaaten die Mög- 
lichkeit zu geben, nach und nach die notwendigen 
Prüfer auszubilden. Der Vorschlag sieht außerdem 
bestimmte Befugnisse vor, mit denen die Prüfer bei 
der Ausübung ihrer Tätigkeit ausgestattet werden 
müssen. 


!) Verordnung des Rates vom 7. Februar 1972 betreffend 
die Unregelmäßigkeiten und die Wiedereinziehung zu 
Unrecht gezahlter Beträge im Rahmen der Finanzie- 
rung der gemeinsamen Agrarpolitik sowie die Errich- 
tung eines einschlägigen Informationssystems, Amts- 
blatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 36 vom 
10. Februar 1972, S. 1 

2 ) Nähere Angaben werden als Anlage beigefügt. 
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Anlage 


Zusammenstellung der von den Mitgliedstaaten gemäß Artikel 3 

der Verordnung 283/72 mitgeteilten Unregelmäßigkeiten (1973 r 1974, 1975) 

Anmerkung: 

In bestimmten Fällen wurde die Prüfung der Geschäftsunterlagen im Anschluß an Hinweise oder Prüfungen 
anderer Art ausgelöst. In gewissen Fällen kann die Zahl der Unregelmäßigkeiten, die durch Prüfung der 
Geschäftsunterlagen aufgedeckt wurden, größer sein, als in der untenstehenden Aufstellung angegeben; die 
Angaben, die dem EAGFL zur Verfügung stehen, erlauben nicht immer genau festzustellen, wie die 
Unregelmäßigkeit aufgedeckt wurde. 



Von den Mitgliedstaaten 
festgestellte Fälle 

Zahl der durch Prüfung 
der Geschäftsunter- 

Mitgliedstaaten 

Anzahl 

Betrag, 

gerundet in RE 

lagen aufgedeckten 
Fälle 

Belgien 

8 

1 1 000 *) 

— 

Dänemark 

33 

1 000 000 

31 

Deutschland 

168 

2 540 000 

168 

Frankreich 

20 

3 320 000 

18 

Vereinigtes Königreich 

14 

38 000 *) 

1 

Irland 

5 

22 000 *) 

— 

Italien 

30 

400 000 

— 

Luxemburg 

— 

— 

— 

Niederlande 

13 

106 000 

5 

EWG 

291 

7 437 000 

223 


*) einige Beträge noch nicht mitgeteilt 


Begünstigte oder Zahlungspflichtige Unternehmen mit mehr als 50 000 RE jährlich, EAGFL, 
Abteilung Garantie 


Mitgliedstaaten 

50 000 bis 

100 000 RE 

100 000 bis 

500 000 RE 

mehr als 

500 000 RE 

insgesamt 

Belgien 

62 

101 

66 

229 

Dänemark 

70 

125 

110 

305 

Deutschland 

500 

800 

430 

1730 

Frankreich 

176 

338 

210 

724 

Vereinigtes Königreich 

1023 

360 

104 

1487 

Irland 

81 

115 

99 

295 

Italien 

1294 

904 

136 

2334 

Luxemburg 

2 

6 

1 

9 

Niederlande 

122 


121 

394 

EWG 

3330 

! 2900 

1277 

L 7507 
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